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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 
bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die zentralen Meldestellen sollten 
sich bemühen, Finanzinformationen oder 
Finanzanalysen auszutauschen, um 
Geldwäsche, damit zusammenhängende 
Vortaten und Terrorismusfinanzierung 
wirksamer zu verhindern und zu 
bekämpfen, wie dies in der Richtlinie 
(EU) 2015/849 vorgesehen ist.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer -1 (neu)
Richtlinie (EU) 2019/1153
Artikel 1 – Absatz 1

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

-1. Artikel 1 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung:

(1) In dieser Richtlinie werden 
Maßnahmen festgelegt, die es den 
zuständigen Behörden erleichtern sollen, 
zur Verhütung, Aufdeckung, Untersuchung 
oder Verfolgung schwerer Straftaten auf 
Finanz- und Bankkontoinformationen 
zuzugreifen und diese zu verwenden. In 
dieser Richtlinie werden ferner 
Maßnahmen festgelegt, die sowohl den 
Zugriff zentraler Meldestellen auf 
Strafverfolgungsinformationen für die 
Verhütung und Bekämpfung von 
Geldwäsche, damit zusammenhängenden 
Vortaten und Terrorismusfinanzierung 
erleichtern sollen, als auch Maßnahmen, 
die die Zusammenarbeit zwischen den 

„(1) In dieser Richtlinie werden 
Maßnahmen festgelegt, die es den 
zuständigen Behörden erleichtern sollen, 
zur Verhütung, Aufdeckung, Untersuchung 
oder Verfolgung schwerer Straftaten auf 
Finanz- und Bankkontoinformationen 
zuzugreifen und diese zu verwenden. In 
dieser Richtlinie werden ferner 
Maßnahmen festgelegt, die den Zugriff 
zentraler Meldestellen auf 
Strafverfolgungsinformationen für die 
Verhütung und Bekämpfung von 
Geldwäsche, damit zusammenhängenden 
Vortaten und Terrorismusfinanzierung 
erleichtern sollen.“
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zentralen Meldestellen vereinfachen 
sollen.

(Richtlinie (EU) 2019/1153)

Begründung

Maßnahmen zur Vereinfachung der Zusammenarbeit zwischen den zentralen Meldestellen 
sollten auf der Rechtsgrundlage der Geldwäscherichtlinie durchgeführt werden.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 a (neu)
Richtlinie (EU) 2019/1153
Artikel 9

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

Artikel 9 1a. Artikel 9 wird gestrichen.
Informationsaustausch zwischen 

zentralen Meldestellen verschiedener 
Mitgliedstaaten

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass ihre zentralen Meldestellen in 
Ausnahme- und Dringlichkeitsfällen 
befugt sind, Finanzinformationen oder 
Finanzanalysen auszutauschen, die für 
die Verarbeitung oder Analyse von 
Informationen im Zusammenhang mit 
Terrorismus oder organisierter 
Kriminalität mit Bezug zu Terrorismus 
von Belang sein können.
(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass sich die zentralen Meldestellen in 
Fällen gemäß Absatz 1 und vorbehaltlich 
ihrer betrieblichen Grenzen um den 
umgehenden Austausch dieser 
Informationen bemühen.

(Richtlinie (EU) 2019/1153)

Begründung

Mit Artikel 53 der derzeitigen fünften Geldwäscherichtlinie wird eine breite Rechtsgrundlage 
für den Austausch von Informationen zwischen den zentralen Meldestellen über Geldwäsche 
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und Vortaten, einschließlich Terrorismus, eingeführt. Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2019/1153 
hat daher zu einer Inkohärenz in Bezug auf die Rechtsgrundlage für den 
Informationsaustausch zwischen zentralen Meldestellen in der EU geführt und sollte im 
Interesse der Vermeidung von Rechtsunsicherheit gestrichen werden. Artikel 53 der fünften 
Geldwäscherichtlinie – und der ihn ersetzende Artikel 24 des Vorschlags der Kommission für 
die sechste Geldwäscherichtlinie – sollte die einzige Rechtsgrundlage für den 
Informationsaustausch zwischen den zentralen Meldestellen sein.
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